
Bochum
. 

Der 
zw

eite
Grund, der zur Anm

eldung ei-
ner 

Insolvenz 
verpflichtet, 

ist
die 

so 
genannte 

Überschul-
dung, die in der Regel bereits
vor 

der 
Zahlungsunfähigkeit

eintritt. 
Ein 

Unternehm
en 

ist
gem

äß § 19 Abs. 2 der Insol-
venzordnung 

überschuldet,
w

enn das Verm
ögen die beste-

henden Verbindlichkeiten nicht
m

ehr deckt. Eine Regel, die in
der Praxis m

it Tücken behaftet
ist. So steht für den Juristen
hinter diesem

 einfachen Satz
ein w

eites Feld, das für den Lai-
en kaum

 zu überblicken ist und
hier deshalb nur in groben Zü-

gen 
beleuchtet 

w
erden 

kann.
Eine grundlegende Schw

ierig-
keit besteht darin, dass bei der
Feststellung der Überschuldung
die 

H
andelsbilanz 

bestenfalls
ein Indiz ist. Statt dessen m

uss
ein 

Überschuldungsstatus 
als

Sonderbilanz nach eigenen Re-
geln 

aufgestellt 
w

erden. 
H

ier
kann 

nach 
zw

ei 
unterschied-

lichen Verfahren (Fortführungs-
und 

Liquidationsbilanz) 
das

Verm
ögen eines Unternehm

ens
erm

ittelt w
erden, w

obei in bei-
den Fällen realistische, w

ahre
W

erte angesetzt und vorhande-
ne 

stille 
Reserven 

aufgelöst
w

erden m
üssen.

W
enn 

m
it 

überw
iegender

W
ahrscheinlichkeit 

erw
artet

w
erden kann, dass das Unter-

nehm
en in den nächsten zw

ei
Jahren 

zahlungsfähig 
bleibt

(positive 
Fortführungsprogno-

se), sind bei der Bew
ertung der

Aktiva und Passiva die so ge-
nannten 

„Fortführungsw
erte“

zu Grunde zu legen (d.h. in der
Regel 

W
iederbeschaffungs-

bzw
. Teilw

erte). Eine Fortfüh-
rungsprognose setzt allerdings
ein dokum

entiertes Unterneh-
m

enskonzept voraus. Ein Kon-
zept, das auf einer sorgfältigen
Analyse der Ausgangssituation
und 

der 
Perspektiven 

beruht

und einen Finanz- und Ergeb-
nisplan sow

ie Planbilanzen um
-

fasst. Ergibt die Fortführungs-
bilanz, 

dass 
die 

Aktiva 
die

Passiva decken, besteht keine
Überschuldung. Doch auch eine
positive 

Fortführungsprognose
hilft 

nicht 
w

eiter, 
w

enn 
das

Unternehm
en 

selbst 
zu 

Fort-
führungsw

erten 
überschuldet

ist. 
Dann 

liegt 
in 

jedem
 

Fall
eine 

insolvenz-antragspflichti-
ge Überschuldung vor.

Ergibt der Finanzplan, dass
das Unternehm

en nicht m
inde-

stens bis zum
 Ende des näch-

sten Geschäftsjahres zahlungs-
fähig 

bleibt, 
ist 

die
Fortführungsprognose 

negativ.
Die Folge: Der Überschuldungs-
status 

m
uss 

zu 
Liquidations-

w
erten aufgestellt w

erden. Also
zu den W

erten, die bei einer
Auflösung 

des 
Unternehm

ens
beim

 Verkauf der Aktiva inner-
halb eines angem

essenen Zeit-
raum

es am
 M

arkt erzielt w
ür-

den. Überflüssig zu erw
ähnen,

dass 
die 

Liquidationsw
erte

m
eist deutlich geringer ausfal-

len als die Fortführungsw
erte.

Grundsätzlich gilt: Vorsorglich
sollte auch bei positiver Fort-
führungsprognose 

ergänzend

zur 
Fortführungsbilanz 

im
m

er
auch die Liquidationsbilanz er-
m

ittelt w
erden. Denn diese ist

logischerw
eise 

bei 
negativer

Fortführungsprognose zugleich
der 

m
aßgebende 

Überschul-
dungsstatus.

Folgen der Geschäftsführer
einer Gm

bH
 oder der AG-Vor-

stand diesen Grundsätzen, so
sinkt das persönliche H

aftungs-
risiko w

esentlich. Allerdings nur
unter zw

ei ganz entscheiden-
den Voraussetzungen. Erstens:
Die Prüfungen der Zahlungsun-
fähigkeit 

und 
der 

Überschul-
dung 

m
üssen 

penibel 
doku-

m
entiert w

erden. Denn: Sow
ohl

Rechtsprechung 
als 

auch 
die

einschlägige 
Fachliteratur 

le-
gen 

für 
den 

Fall, 
dass 

das
Unternehm

en dann doch insol-
vent w

ird, strenge Regeln an.
Die Geschäftsleitung m

uss auf
jeden Fall den Bew

eis für eine
angeblich 

positive 
Fortfüh-

rungsprognose 
vorlegen, 

also
dafür, 

dass 
keine 

Überschul-
dung vorgelegen hat. Zw

eitens:
Jeder Fall ist anders. Insofern
w

ird 
der 

verantw
ortungsvoll

handelnde 
Geschäftsführer

oder Vorstand im
m

er kom
pe-

tente, 
fachkundige 

Beratung

suchen, um
 die konkrete Situa-

tion zu bew
erten und die richti-

gen Schlüsse zu ziehen. Ganz
abgesehen 

von 
der 

Tatsache,
dass der Chef eines Unterneh-
m

ens w
ährend einer Krise alle

H
ände voll dam

it zu tun hat,
den Geschäftsbetrieb in Gang
zu halten und das Unterneh-
m

en zu retten.
Die Erfahrung zeigt: Steckt

ein Unternehm
er bei einer sich

abzeichnenden Krise den Kopf
in den Sand, ist der Totalverlust
des Unternehm

ens m
eist nicht

m
ehr zu verhindern. W

ird aber
rechtzeitig ein Berater hinzuge-
zogen, der nicht nur m

it den
Tücken des Insolvenzrechts ver-
traut ist, sondern sich auf In-
solvenzverm

eidung bestim
m

ter
Branchen spezialisiert hat, lässt
sich 

das 
Unternehm

en 
oft

nachhaltig 
sanieren 

und 
zu-

gleich das Risiko der persön-
lichen H

aftung der Geschäfts-
leitung verm

eiden.
Infos: Fragen zum

 Them
a

beantw
ortet Ralph W

ißgott im
Internet 

unter 
w

w
w.uw

-b.de.
Eine 

Zusam
m

enfassung 
des

Them
as „Zahlungsunfähigkeit“

finden Sie in der Checkli-
ste unten.
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 (Te
il 2

)
VON

 RALPH
 W

IßGOTT

Für den Gesetzgeber ist ein Unternehm
en insolvenzantragspflichtig, w

enn es zahlungsun-
fähig oder überschuldet ist. Nachdem

 im
 ersten Teil dieser Serie der Begriff der Zahlungs-

unfähigkeit definiert w
urde, w

idm
et sich der zw

eite Teil dem
 Aspekt der Überschuldung.
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